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Konzept Zukunft Status S – Entwurf vom 22.06.2026
Stellungnahme der Eidgenössischen Migrationskommission EKM

Sehr geehrter Herr Staatssekretär

Herzlichen Dank für die Zusendung des Konzepts «Zukunft Status S» vom 22.06.2026, mit der 
Sie uns im Auftrag des Bundesrats einladen, Stellung zu nehmen.

Das Themenspektrum der EKM ist breit: es reicht vom Flüchtlingsschutz und der Arbeitsmigra-
tion über den sozialen Zusammenhalt in der Migrationsgesellschaft Schweiz bis hin zu trans-
nationalen Fragestellungen. Innerhalb dieses Themenfeldes legt die EKM ein besonderes Au-
genmerk auf die Verfasstheit der Demokratie und die Rechtstaatlichkeit in der Migrationsge-
sellschaft, ebenso wie auf den Schutz der Würde aller Menschen; derjenigen, die sich in der 
Schweiz aufhalten, die neu ankommen oder auch wieder gehen. 

Ausgehend von ihrem Mandat hat die EKM seit März 2022 zur Aktivierung des Schutzstatus S, 
zu seiner Ausgestaltung, zum Programm S, zu parlamentarischen Einschränkungsbestrebun-
gen und zur Verlängerung und Evaluation des Schutzstatus S Stellung genommen.1 Im Rah-
men ihres Mandats wurde die EKM vom SEM schliesslich auch dazu eingeladen, den Prozess 
zur Entwicklung eines Konzepts im Workstream C «Schutzstatus S» während der letzten 
Schritte zu begleiten. 

Wir erlauben uns, zunächst einige allgemeine Anmerkungen zum Konzept «Zukunft Status S» 
zu machen, bevor wir Ihnen dann 

1. eine Rückmeldung zu spezifischen Aspekten im Konzept «Zukunft Schutzstatus S» 
(Härtefälle und Kontinente für qualifizierte Spezialist/-innen Drittstaaten / Sozialhilfe / 
Förderung der aktiven Rückkehr) geben;

1 Bereits am 28.02.2022 veröffentlichte die EKM die Medienmitteilung «Schweiz ist in der Verantwortung: Schutzstatus S für 
Flüchtende aus der Ukraine». 11.03.2022 nahm die EKM Stellung zur Ausgestaltung des Status S. Am 28.03.2022 veröffentlichte 
sie Empfehlungen zur obligatorischen Bildung von geflüchteten Kindern und Jugendlichen. Am 08.04.2022 nahm die EKM Stellung 
zum Bundesprogramm «Unterstützungsmassnahmen von Personen mit Schutzstatus S. In der Folge bringt sich die EKM an zwei 
Anhörungen der Evaluationsgruppe Status S unter der Leitung von Alt-National- und Regierungsrat Urs Hofmann teil. Am 
11.06.2026 nimmt die EKM zur Förderung der Erwerbstätigkeit von Personen mit Schutzstatus S Stellung. Am 30. Juni nahm die 
EKM Stellung zur Konsultation zur Weiterführung des Schutzstatus S. Zur Umsetzung der Motionen Friedli, Würth und Paganini 
sowie zur Verlängerung des Programm S.
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2. unsere Haltung zur Weiterführung des Schutzstatus S und zur Verlängerung des Pro-
gramm S nach März 2027 darlegen;

3. unsere Position betreffend einer möglichen Einschränkung der Gewährung des Zu-
gangs zum Schutzstatus S für Männer im wehrdienstfähigen Alter (vorbehältlich eines 
entsprechenden Beschlusses des EU-Rates) mitteilen.

1 Allgemeine Anmerkungen zum Konzept «Zukunft Schutzstatus S»

Das Konzept «Zukunft Status S» ist zum einen pragmatisch und administrativ durchdacht. Es 
versucht verschiedene Entwicklungen des Ukraine-Kriegs abzubilden und für Bund, Kantone 
und Betroffene Planungssicherheit zu schaffen. Zum anderen enthält das Konzept aus Sicht 
der EKM auch Schwächen, die in der Folge kurz skizziert werden sollen:

o Im Konzept «Zukunft Status S» erarbeiten Bund und Kantone drei mögliche 
Szenarien zur Aufhebung des Schutzstatus S. Darin skizzieren sie auch die 
Zukunft der Geflüchteten mit Schutzstatus S: Statt nach fünf Jahren eine klare 
aufenthaltsrechtliche Perspektive zu schaffen, wird im Konzept ein dauerhaf­
ter Zwischenstatus etabliert, welcher schutzbedürftige Personen in einem 
Schwebezustand zwischen vorübergehendem Schutz und regulärem Aufent­
halt positioniert, mit weniger Rechten und schlechteren Perspektiven als an­
dere geflüchtete Personen mit Aufenthaltsbewilligung. Schutzbedürftige Per­
sonen mit Aufenthaltsbewilligung werden gegenüber Geflüchteten und ande­
ren Inhaberinnen und Inhabern von regulären Aufenthaltsbewilligungen auf 
Dauer schlechter gestellt. Dies ist ein Rückschritt, denn wer Schutz gewährt, 
muss auch Perspektiven schaffen. Integration gelingt nicht durch Unsicher­
heit, Sonderregelungen und Abbau von Rechten, sondern durch Rechtssi­
cherheit, Gleichbehandlung und echte Teilhabe.

o Im Konzept «Zukunft Status S» liegt der Fokus auf der Entlastung des Asyl­
systems sowie auf der effizienten Organisation der Rückführung ukrainischer 
Schutzsuchender nach Aufhebung des Schutzstatus S. Aus verwaltungstech­
nischer Sicht mag diese Prioritätensetzung nachvollziehbar sein. Aus einer 
humanitären Perspektive ist es jedoch fragwürdig, wenn Kapazitäts- und Voll­
zugsüberlegungen stärker gewichtet werden als die individuellen Schutzbe­
dürfnisse von Betroffenen. 

o Der Schutzanspruch von Menschen wird im Konzept «Zukunft Status S» von 
administrativen Belastungsgrenzen staatlicher Institutionen und migrations­
innenpolitischen Steuerungsinteressen abhängig gemacht. Dies ist heikel, 
denn der Massstab für die menschenwürdige Ausgestaltung des Schutzstatus 
S ist die Würde der Menschen – während ihres Aufenthalts in der Schweiz 
ebenso wie bei einer allfälligen Rückkehr.

o Im Konzept «Zukunft Status S» fehlt eine systematische Bewertung der Vor- 
und Nachteile der einzelnen Szenarien und Instrumente. Die Analyse be­
schränkt sich weitgehend auf migrationspolitische Steuerungs- und Rückfüh­
rungsaspekte, während die Auswirkungen auf Wirtschaft, Arbeitsmarkt und 
Zivilgesellschaft nicht berücksichtigt werden. Eine solche Perspektive greift 
zu kurz, da unklar bleibt, welche Chancen und Risiken die jeweiligen Optionen 
insgesamt für die Gesamtgesellschaft mit sich bringen. Eine vorgängige Wir­
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kungsanalyse ist für eine solide Entscheidungsgrundlage zuhanden des Bun­
desrates unerlässlich. Sobald der Bundesrat ein Szenario in Kraft setzt, ist 
ausserdem eine prozessbegleitende Wirkungsevaluation einzuplanen.

o Das Konzept «Zukunft Status S» unterstellt, dass ein Waffenstillstand die Vor­
aussetzung für eine Rückkehr ist. Dabei wird jedoch verkannt, dass die Frage 
der Rückkehrfähigkeit weit über die Frage der Sicherheitslage in der Ukraine 
hinausgeht: Sie ist ebenso abhängig von der Bildungs-, Arbeits-, Rückkehr- 
und Integrationsfähigkeit der Menschen, wie von der noch vorhandenen Infra­
struktur und von Wohnraum, von der politischen Situation oder den wirt­
schaftlichen Perspektiven im Land, in das Geflüchtete zurückkehren. 

o Mit dem Entlastungspaket 2027 verschiebt der Bund die Last der Sozialhilfe­
kosten im Asylbereich auf die Kantone. Diese versuchen, die Umlagerung zu 
kompensieren, indem sie die Sozialhilfeansätze für schutzbedürftige Perso­
nen mit Aufenthaltsbewilligung reduzieren. Sie wollen schutzbedürftige Per­
sonen mit Aufenthaltsbewilligung Punkto Sozialhilfe nicht – wie in der Asyl­
verordnung 2 festgelegt – mit Geflüchteten mit Aufenthaltsbewilligung und 
der einheimischen Bevölkerung gleichstellen. Dies führt für alleinerziehende 
Mütter, Kinder und Personen mit gesundheitlichen Problemen und ältere Per­
sonen zu einer Prekarisierung.

2 Rückmeldung zu spezifischen Aspekten im Konzept « Zukunft des 
Status S»

Das Konzept geht von drei möglichen Szenarien aus:

Szenario 1: Der Konflikt in der Ukraine hält an; der Bundesrat sieht von einer Aufhebung 
des Schutzstatus S ab. Personen mit Schutzstatus S erhalten nach 5 Jahren eine Aufent-
haltsbewilligung B(s), die in der Regel jährlich erneuert werden muss.

Szenario 2: In der Ukraine stellt sich ein stabiler und dauerhafter Waffenstillstand ein; der 
Bundesrat hebt den Schutzstatus S auf, der Schutzstatus S und die Aufenthaltsbewilligung 
B(s) erlöschen. Betroffene kehren rasch in die Ukraine zurück. 

Szenario 3: Der Konflikt in der Ukraine hält an; der Bundesrat habt den Schutzstatus gestaf-
felt und in Abstimmung mit der EU auf. Schutzsuchende Personen verlassen die Schweiz 
gestaffelt. 

2.1 Härtefälle und Kontingente für qualifizierte Spezialist/-innen Drittstaaten

Bereits vor der Aufhebung des Schutzstatus durch den Bundesrat sollen Personen aus der 
Ukraine ihren Aufenthalt stabilisieren können. Das Konzept sieht zwei Möglichkeiten vor:

o Härtefall: Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung B aufgrund eines schwerwie-
genden persönlichen Härtefalls gemäss Art. 14 Abs. 2 AsylG. Dieses Verfahren 
ist stark vom freien Ermessen, von Subsidiarität und strengen Integrationskrite-
rien geprägt. Die Härtefallverfahren sind bundesrechtlich geregelt, die Ausge-
staltung der Härtefallpraxis fällt jedoch in die Zuständigkeit der jeweiligen kan-
tonalen Behörden.

o Qualifizierte Spezialist/-innen aus Drittstaaten: Erteilung einer Aufenthaltsbewil-
ligung B als qualifizierte Spezialistinnen aus Nicht-EU/EFTA-Staaten gemäss 
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Art. 18 AIG ff. (in der Regel Personen mit Fach- oder Hochschulabschluss). Die 
kantonale Praxis ist durch Ermessensspielräume bei der Definition der gesamt-
wirtschaftlichen Interessen und durch strikte Vorrangprüfung geprägt. Zudem 
ist die Bewilligungserteilung von den jährlich durch den Bund festgelegten 
Höchstzahlen abhängig.

• Zur Frage der Härtefälle

Härtefallgesuche ermöglichen es ausländischen Personen, den Aufenthalt in der Schweiz 
durch den Erwerb einer Aufenthaltsbewilligung B zu stabilisieren. Das Gesetz sieht für Perso-
nen, die sich regulär in der Schweiz aufhalten, zwei verschiedene Härtefallverfahren vor: Här-
tefälle aufgrund eines abgelehnten Asylentscheids (Art. 14 Abs. 2 AsylG) oder Härtefälle auf-
grund einer vorläufigen Aufnahme (Art. 84 Abs. 5 AIG).

o Beide Härtefallarten setzen in der Regel einen mindestens fünfjährigen Aufent-
halt, einen tadellosen Leumund und eine fortgeschrittene Integration voraus 
und bei beiden Härtefallarten dauern die Verfahren mehrere Monate bis zu ei-
nem Jahr.

o Beide Härtefallarten haben Vorteile: 
Stabilisierung des Aufenthalts, mehr Rechts- und Planungssicherheit, Perspek-
tive auf Niederlassung, freie Wohnortswahl innerhalb der Schweiz, bessere 
Möglichkeiten der Integration in den Arbeits- und Wohnungsmarkt. 

o Beide Härtefallarten haben gewichtige Nachteile:
Nachteil der Härtefallprüfung für abgewiesene Asylsuchende gemäss Art. 14 
Abs. 2 AsylG: es gibt keine behördliche Prüfungspflicht, die rechtliche «Kann-
Bestimmung» erfordert kantonales Wohlwollen. Auf kantonaler Ebene beste-
hen keine Beschwerdemöglichkeiten, auf Bundesebene sind die Beschwer-
demöglichkeiten stark limitiert.
Nachteil der Härtefallprüfung für vorläufig aufgenommenen Personen gemäss 
Art. 84 Abs. 5 AIG: Ein Härtefallgesuch muss nach 5 Jahren obligatorisch ge-
prüft werden, wobei es trotz Prüfungspflicht keinen automatischen Anspruch 
auf eine Aufenthaltsbewilligung gibt. Die finanzielle Unabhängigkeit muss nach-
gewiesen werden.

Das Konzept «Zukunft Status S» schafft eine neue Kategorie von Aufenthaltsbewilli­
gung. Im Gegensatz zu anderen Aufenthaltsbewilligungen stabilisiert diese Aufenthalts­
bewilligung den Aufenthalt nicht. Vielmehr ist der Status so ausgestaltet, dass Schutz­
suchende auch nach fünf Jahren Aufenthalt in der Schweiz in einem Schwebezustand 
bleiben. 

Wollen schutzbedürftige Personen mit Aufenthaltsbewilligung ihren Aufenthalt dennoch stabili-
sieren, steht es ihnen offen, ein Härtefallgesuch gemäss Art. 14 Abs. 2 AsylG zu stellen. 2027 
werden rund 46 000 Personen von dieser Möglichkeit Gebrauch machen können. Den Kanto-
nen wird es offenstehen, ob sie diese Härtefallgesuche prüfen wollen. 2025 haben sie gerade 
mal 351 Härtefallgesuche an den Bund weitergeleitet, 2024 waren es lediglich 288 Gesuche. 
Art. 14 Abs. 2 AsylG ist also ein Nadelöhr.

Eine Prüfung von Härtefallgesuchen gemäss Art. 84 Abs. 5 ist im Konzept «Zukunft Status S» 
nicht vorgesehen.

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/statistik/auslaenderstatistik/haertefaelle/art14-abs2-asylg/haertefall-aus-asylbereich-2025.pdf.download.pdf/haertefall-haertefall-aus-asylbereich-2025-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/statistik/auslaenderstatistik/haertefaelle/art14-abs2-asylg/haertefall-aus-asylbereich-2024.pdf.download.pdf/haertefall-aus-asylbereich-2024-d.pdf
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Die EKM weist mit Nachdruck darauf hin, dass Art. 74 Abs. 2 AsylG festlegt, dass Per­
sonen mit Schutzstatus S, deren Status der Bundesrat nach fünf Jahren noch nicht auf­
gehoben hat, eine Aufenthaltsbewilligung B ihres Wohnkantons erhalten. Die Vorhaben 
des Konzepts «Zukunft Status S» führen dazu, dass der Aufenthaltsstatus (B-Bewilli­
gung), der eigentlich gedacht ist, um den Aufenthalt zu stabilisieren, rechtlich ausge­
höhlt wird. Eine Stabilisierung des Aufenthalts ist für schutzbedürftige Menschen mit 
einer Aufenthaltsbewilligung nur dann möglich, wenn sie ein Gesuch für schwerwie­
gende persönliche Härtefälle stellen und wenn der Kanton, in dem sie leben, geneigt ist, 
das Gesuch vertieft zu prüfen. Diese geplante Schlechterstellung von schutzbedürftigen 
Personen mit Aufenthaltsbewilligung, die im Gesetz so nicht vorgesehen ist, erachtet 
die EKM als hochproblematisch und lehnt sie ab.

• Zur Frage der Kontingente für qualifizierte Spezialist/-innen aus Drittstaaten

Der Bundesrat beschliesst jährlich, wie viele qualifizierte Erwerbstätige sowie Spezialistinnen 
und Spezialisten in die Schweiz einwandern dürfen. Im Jahr 2026 sollen, wie schon 2025, ma-
ximal 8500 Fachkräfte aus Drittstaaten rekrutiert werden können. Dafür stehen 4500 Aufent-
haltsbewilligungen B und 4000 Kurzaufenthaltsbewilligungen L zur Verfügung. 

Das Konzept «Zukunft Status S» sieht nun vor, dass auch Personen mit Schutzstatus S, unab-
hängig von der bisherigen Aufenthaltsdauer, eine kontingentierte Aufenthaltsbewilligung für 
Spezialist/-innen erlangen und ihren Aufenthalt auf diese Weise stabilisieren können. Die Zu-
lassung erfolgt nur auf Gesuch eines Arbeitgebers oder einer selbstständig erwerbenden Per-
son hin, unterliegt den orts-, berufs- und branchenüblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen so-
wie dem Inländervorrang. 

Der Nachteil: Die Erteilung einer kontingentierten Aufenthaltsbewilligung setzt voraus, dass 
Personen auf den Schutzstatus verzichten. Bei einem Stellenverlust können Betroffene zwar 
Taggelder der Arbeitslosenversicherung (ALV) erhalten, doch erfolgt der Widerruf der Aufent-
haltsbewilligung, wenn die Stellensuche erfolglos bleibt und die Ansprüche der ALV enden.

Auch die Erteilung von kontingentierten Aufenthaltsbewilligungen für qualifizierte Spezialistin-
nen und Spezialisten erfolgt in kantonaler Kompetenz. Das Konzept «Zukunft Status S» 
schätzt, dass 10 Prozent der erwerbstätigen Schutzbedürftigen die Voraussetzungen für eine 
kontingentierte Aufenthaltsbewilligung erfüllen. Durch eine moderate Kontingenterhöhung in 
Verbindung mit der Verwendung von bestehenden Kontingenten aus der Vorjahresreserve sol-
len gemäss Konzept genügend Kontingente zur Verfügung stehen. Allerdings müsste der Bun-
desrat einer Erhöhung der Kontingente zustimmen.

Die EKM weist auch hier mit Nachdruck darauf hin, dass Art. 74 Abs. 2 AsylG festlegt, 
dass Personen mit Schutzstatus S, deren Status der Bundesrat nach fünf Jahren noch 
nicht aufgehoben hat, eine Aufenthaltsbewilligung B ihres Wohnkantons erhalten. 
Würde diese gesetzliche Vorgabe im vorgesehenen Umfang umgesetzt, dann wäre der 
Erwerb einer kontingentierten Aufenthaltsbewilligung für Personen mit Schutzstatus S 
eine Möglichkeit, den Aufenthalt vor Ablauf der fünfjährigen Aufenthaltsfrist zu stabili­
sieren. Der Bundesrat bräuchte dafür wahrscheinlich nicht einmal die Kontingente zu 
erhöhen.
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2.2 Sozialhilfe

Nach Art. 74 Abs. 2 AsylG erhalten Personen mit Schutzstatus S, deren Status der Bundesrat 
nach fünf Jahren noch nicht aufgehoben hat, eine Aufenthaltsbewilligung B ihres Wohnkantons. 
Art. 3 Abs. 1 AsylV 2 legt fest, dass sich die Festsetzung, die Ausrichtung und die Einschrän-
kung der Sozialhilfeleistungen für Schutzbedürftige mit Aufenthaltsbewilligung nach kantona-
lem Recht richtet und, dass dabei die Gleichbehandlung mit der einheimischen Bevölkerung 
zu gewährleisten ist. Die bedeutet, dass Schutzbedürftige mit Aufenthaltsbewilligung grund-
sätzlich in das ordentliche kantonale Sozialhilfesystem (mit den regulären Ansätzen) zu über-
führen sind. 

In der Frühjahrssession 2026 verabschiedete das Parlament das Entlastungspaket 2027, wel-
ches – unter Vorbehalt der bis am 9. Juli 2026 laufenden Referendumsfrist – am 1. Januar 
2027 in Kraft treten soll. Mit Inkraftsetzung wird der Bund den Kantonen für Schutzbedürftige 
Personen mit Aufenthaltsbewilligung keine Beiträge an die Sozialhilfe mehr zahlen. 

Die Kosten, die durch die Umwandlung des Status S in den Status B nach fünf Jahren einerseits 
und durch die Sparübung des Entlastungspakets im Asylbereich andererseits entstehen, sor-
gen bei den Kantonen und den Gemeinden für Unmut. Statt die Entlastungsmassnehmen im 
Asylbereich und die Umlagerung der Kosten vom Bund an die Kantone zu hinterfragen, disku-
tiert die Politik vielmehr eine Anpassung von Art. 3 Abs. 1 AsylV 2. 

Aus Sicht der EKM sollte der Bund, statt die rechtlichen Vorgaben anzupassen, Mass­
nahmen ergreifen, um die Kantone bei der Finanzierung der Sozialhilfe weiterhin zu un­
terstützen. Dies würde einer Prekarisierung der Betroffenen entgegenwirken und die 
Bildungs-, Arbeits-, Rückkehr- und Integrationsfähigkeit langfristig fördern – und zwar 
unabhängig davon, ob schutzbedürftige Personen in der Schweiz bleiben können, oder 
ob sie in die Ukraine zurückkehren.

Nimmt der Bundesrat für schutzbedürftigen Personen mit Aufenthaltsbewilligung redu­
zierte Sozialhilfeansätze in Kauf, dann muss er die Kantone dringend dazu verpflichten, 
den besonderen Bedürfnissen von vulnerablen Personen – insbesondere unbegleitete 
Minderjährige, alleinerziehende Mütter, Kinder und Personen mit gesundheitlichen Pro­
blemen und ältere Personen – bei der Ausrichtung der Sozialhilfe Rechnung tragen.

2.3 Förderung der aktiven Rückkehr, des Wiederaufbaus und der Wiedereingliederung

• Rückkehr

Personen aus der Ukraine sollen erst dann in die Ukraine zurückkehren müssen, wenn die 
Rahmenbedingungen für eine sichere Rückkehr gegeben sind. Gemäss Konzept «Zukunft Sta-
tus S» ist die Förderung und Sicherstellung der Ausreise bei der Aufhebung des Schutzstatus 
S eine wichtige Zielsetzung. Personen, welche die Ausreisefrist verstreichen lassen und sich 
weigern, die Schweiz zu verlassen, soll die Ausreise zwangsweise vollzogen werden.

Das Konzept «Zukunft Status S» skizziert, wie der Bund die Rückkehr aktiv fördern will: Die 
Rückkehr soll in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen und in Abstimmung mit den euro-
päischen Partnern, sowie mit den ukrainischen Behörden erfolgen. […]. Solange der Schutz-
status S nicht aufgehoben ist, erfolgt bei einer freiwilligen Rückkehr eine finanzielle Rückkehr-
unterstützung (500.- pro Person, Kinder 250.- pro Person, max. 2000.- pro Familie). Personen 
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aus einer der als sicher bezeichneten Oblaste erhalten jedoch keine Rückkehrunterstützung. 
Sobald der Schutzstatus S aufgehoben ist und der Bund die Wegweisung angeordnet hat, wird 
die finanzielle Rückkehrunterstützung eingestellt. Freiwilligen Rückkehrenden in die Ukraine 
sollen – abgesehen von der Unterstützung bei der Organisation der Ausreise und der Deckung 
der Ausreisekosten – keine individuellen Hilfsangebote angeboten werden. 

Gemäss Konzept «Zukunft Status S» folgt der Bundesrat damit einer Empfehlung des EU-
Rates: Um den sozialen Zusammenhalt in der Ukraine nicht zu gefährden, sollen statt individu-
eller Rückkehrhilfen Wiederaufbauprogramme in der Ukraine umgesetzt werden, die allen Per-
sonenkategorien – aus dem Ausland zurückkehrenden Personen, intern Vertrieben und der 
lokalen Bevölkerung – zugutekommen. Demgegenüber steht die Mitteilung der europäischen 
Kommission vom 26.06.2026. In enger Zusammenarbeit mit interessierten Mitgliedstaaten und 
den ukrainischen Behörden will diese ein Pilotprojekt für ein Programm zur freiwilligen Rück-
kehr und Wiedereingliederung entwickeln. Das Programm wird diejenigen, die zurückkehren 
möchten, mit praktischer Unterstützung in Schlüsselbereichen wie Arbeit, Wohnen und Bildung 
in der Ukraine unterstützen. 

Aus Sicht der EKM genügt eine Rückkehrhilfe, die sich auf die Ausrichtung eines ein­
maligen finanziellen Beitrags an Rückkehrende beschränkt, nicht. Neben der individuel­
len Rückkehrhilfe gilt es, mit gezielten Massnahmen Bedingungen zu schaffen, die eine 
nachhaltige Wiedereingliederung der zurückgekehrten Personen ermöglichen. Im SEM 
verfügt insbesondere die Abteilung Rückkehrhilfe über viel Erfahrung aus früheren Pro­
grammen und Projekten, darunter auch das Rückkehrhilfeprogramm Kosovo, die Unter­
stützung rückkehrorientierter Projekte in der Schweiz sowie das Programm für Minder­
heiten im Kosovo. 

• Wiederaufbau und Wiedereingliederung

Im Konzept «Zukunft Status S» wird darauf hingewiesen, dass sich der Bund seit Beginn des 
Krieges für die humanitären Bedürfnisse der Bevölkerung, die wirtschaftliche Entwicklung und 
den längerfristigen Wiederaufbau der Ukraine einsetzt. Bis 2036 will der Bundesrat dafür ins-
gesamt 5 Milliarden Franken aufwenden. Dabei legt er den Fokus auf folgende drei Bereiche: 
«wirtschaftliche Erholung», «öffentliche Dienstleistungen» sowie «Schutz der Zivilbevölkerung 
und Frieden».

Bis 2028 stehen dem Bund dafür 1,5 Milliarden Franken zur Verfügung. Davon sind 500 Millio-
nen Franken «für Wiederaufbaumassnahmen in Zusammenarbeit mit Schweizer Unterneh-
men» reserviert. Die Massnahmen sollen alle auf unterschiedliche Weise dazu beitragen, die 
Lebensbedingungen für die Lokalbevölkerung und intern Vertriebene zu verbessern; dies soll 
letztlich auch Personen zugutekommen, die in die Ukraine zurückkehren. 

Mit Blick auf den Wiederaufbau von zurückkehrenden Menschen ist es wichtig, dass die 
Schweiz eng mit den europäischen Partnern, den ukrainischen Behörden und der loka­
len Zivilgesellschaft zusammenarbeitet. Eine international koordinierte Zusammenarbeit 
eröffnet Chancen für die Schweiz, für die Ukraine, für zurückkehrende Menschen und 
für die Menschen vor Ort: Sie ermöglicht eine würdevolle Rückkehr und eine nachhaltige 
Integration, stärkt die partnerschaftliche Zusammenarbeit und trägt dazu bei, dass Men­
schen Perspektiven entwickeln können. Auch innenpolitisch muss die interinstitutio­
nelle Zusammenarbeit für den Wideraufbau gut abgestimmt sein. Nicht nur die DEZA 
und das WBF sollten sich daran beteiligen, sondern auch das SEM.  Mit einer wirksamen 
Zusammenarbeit, die auch die Zivilgesellschaft einbeziehen muss, positioniert sich die 
Schweiz zudem als Vorbild für eine gute Regierungsführung (Good Governance).

Pressemitteilung
Pressemitteilung
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3 Haltung der EKM zur Weiterführung des Schutzstatus S und zur Ver­
längerung des Programm S nach März 2027

Das Konzept «Zukunft Status S» kommt zum Schluss, dass die Zukunft des Status S 

a) von der Lage in der Ukraine 
b) von den Entscheidungen auf europäischer Ebene und 
c) von den politischen Debatten in der Schweiz rund um die Aufnahme von Geflüchteten 

aus der Ukraine abhängt. 

Diese drei Parameter werden den Entscheid des Bundesrates im zweiten Halbjahr 2026 be-
einflussen.

Derzeit ist die Ukraine weit entfernt von einem stabilen und dauerhaften Waffenstillstand und 
von Friedensgesprächen. Der Schutzbedarf für Menschen, die aus der Ukraine fliehen, ist nach 
wie vor offensichtlich. Deshalb hat die europäische Kommission am 26.06.2026 vorgeschla-
gen, den vorübergehenden Schutz bis zum 4. März 2028 zu verlängern. Der EU- Rat wird dem 
Vorschlag der Kommission noch zustimmen müssen. 

Die EKM befürwortet die Weiterführung des Schutzstatus S. Sie rät dem Bundesrat von 
einem Alleingang – wie ihn kürzlich die Motion Friedli «Schutzstatus S auf wirklich 
Schutzbedürftige beschränken» (24.3378) gefordert hat – ab. Die Integrationsmassnah­
men sind dabei entschieden weiterzuführen. Einer Prekarisierung der ukrainischen Be­
völkerung in der Schweiz durch Sparmassmassnahmen (Kürzungen im Bereich der In­
tegration, Kürzungen der Sozialhilfe) muss der Bundesrat aus Sicht der EKM entschie­
den entgegentreten. Investitionen in die Bildung – Grundbildung, (Sprach)Bildung vor 
Arbeit, weiterführende Bildung – sind dabei in Zukunft noch zu verstärken. Zudem soll 
der Aufenthalt von schutzsuchenden Familien bei einer späteren Aufhebung des Schutz­
status S verlängert werden können, bis die Kinder und Jugendlichen zwingend nicht nur 
die Berufsbildung, sondern auch die begonnene Volksschule bis zur Sek I, die begon­
nene Mittelschule (Sek II) bis zur Matura/Berufsmatura, die begonnene berufliche Grund­
bildung (Lehre EBA/EFZ mit Berufsschule) und das begonnene Bachelor- oder Master­
studium mit dem jeweiligen Bildungszertifikat abgeschlossen haben. Dies ist besonders 
relevant, da alle Investitionen in die Bildung immer auch Investitionen in die Rückkehr­
fähigkeit und damit in die Wiedereingliederung und den Wiederaufbau im Herkunftsland 
Ukraine sind.

Das Gesetz sieht vor, schutzbedürftige Personen mit Aufenthaltsbewilligung Geflüchte­
ten mit Aufenthaltsbewilligung gleichzustellen; es ist darum aus Sicht der EKM unhalt­
bar, Schutzbedürftige langfristig in einen dauerhaften Zwischenstatus zu zwingen. Falls 
der Schutz nach zehn Jahren nicht aufgehoben ist, soll die Aufenthaltsbewilligung 
darum auch in eine Niederlassungsbewilligung umgewandelt werden.
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4 Haltung der EKM zu einer möglichen Einschränkung der Gewäh­
rung des Zugangs zum Schutzstatus S für Männer im Wehrdienstfä­
higen Alter, vorbehältlich eines entsprechenden Beschlusses des 
EU-Rates

Am 26.06.2026 hat die europäische Kommission vorgeschlagen, neu ankommenden Perso-
nen, denen es von den ukrainischen Behörden aufgrund ihrer Wehrpflicht nicht gestattet ist, 
die Ukraine zu verlassen, den vorübergehenden Schutz nicht mehr zu gewähren. Auch diesem 
Vorschlag muss der EU-Rat noch zustimmen.  

Die Schweiz hat sich bereits bei der Aktivierung des Schutzstatus S an den Entscheiden 
der EU orientiert und ihre Beschlüsse mit den europäischen Partnern koordiniert. Aus 
Sicht der EKM ist dies auch weiterhin – auch mit Blick auf die Einschränkung des Schut­
zes von bestimmten Personengruppen – geboten.  Die EKM empfiehlt dem Bundesrat 
auch in diesem Bereich ein konsequent mit den europäischen Partnern abgestimmtes 
Vorgehen. Zu beachten ist allerdings: Wenn den Männern im wehrdienstfähigen Alter 
der Zugang zum Schutzstatus S nicht mehr gewährt wird, muss für sie der Zugang zum 
Asylverfahren offen sein.

Wir hoffen, dass Ihnen unsere Stellungnahme bei der Finalisierung des Konzepts dienlich ist. 
Wir bitten Sie ausserdem, unseren Änderungswünschen im Konzeptentwurf, die wir Ihnen mit 
einigen Änderungsvorschlägen im Track-Change-Modus mitschicken, Rechnung zu tragen. 
Dafür bedanken wir uns im Voraus.

Mit freundlichen Grüssen

Eidgenössische Migrationskommission EKM

                                                      

Manuele Bertoli Bettina Looser

Präsident Geschäftsführerin


